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Amtlicher Teil

3. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 1.2.2019 in Kraft und mit Ablauf des 
31.12.2024 außer Kraft.

Ergänzende Bestimmungen zur Nieder-
sächsischen Verordnung über Anforderun-
gen an Schulen für Gesundheitsfachberufe 
und an Einrichtungen für die praktische 
Ausbildung (NSchGesVO) sowie zur Praxis- 
anleitung nach dem Altenpflegegesetz, 
dem Krankenpflegegesetz und dem  
Notfallsanitätergesetz 

(Abdruck aus dem Nds. MBl. S. 747)

 RdErl. d. MK v. 30.7.2018 – 45-80009/10/c – VORIS 21064 –

Bezug: a)  RdErl. v. 19.5.2014 (Nds. MBl. S. 445, SVBl. S. 404)  

– VORIS 21064 –

 b) Erl. v. 22.12.2014 (Nds. MBl. 2015 S. 87) – VORIS 21064 –

 In Ergänzung der NSchGesVO vom 19.10.2017 und zur  
Praxisanleitung nach dem AltPflG, dem KrPflG und dem 
NotSanG gelten folgende Regelungen:

1.  Inhalte der Praxisanleitung nach dem AltPflG,  

dem KrPflG und dem NotSanG

1.1 Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter

–  führen individuelle Erst-, Zwischen- und Auswertungsge-
spräche mit den Schülerinnen und Schülern,

–  leiten Schülerinnen und Schüler in allen übertragenen 
Aufgaben an und überprüfen deren Kenntnisse und Fä-
higkeiten,

–  unterstützen Schülerinnen und Schüler bei der Erfüllung 
schulischer Praxisaufträge soweit notwendig,

–  beurteilen die ihnen anvertrauten Schülerinnen und Schü-
ler und geben der Schule über deren Entwicklungsstand 
Auskunft,

–  planen, dokumentieren und bewerten den Stand der 
praktischen Ausbildung,

–  wirken in enger Zusammenarbeit mit der Schule bei Pla-
nung und Gestaltung der praktischen Ausbildung mit,

–  evaluieren regelmäßig das lernortspezifische Lernange-
bot,

–  sind im Rahmen der rechtlichen Vorgaben Prüferin oder 
Prüfer in der praktischen Prüfung oder unterstützen den 
Prüfungsausschuss,

– nehmen an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen teil.

Schulinterne sonderpädagogische  
Beratung an allgemeinen Schulen

RdErl. d. MK v. 1.2.2019 – 53.4 - 80 109-10 – VORIS 22410 –

Bezug:  RdErl. d. MK v. 10.6.2009 „Ergänzende Bestimmungen für 

das berufsbildende Schulwesen (EB-BbS)“ (Nds. MBl. S. 538, 

SVBl. S. 238), zuletzt geändert durch RdErl. v. 14.1.2017 (Nds. 

MBl. S. 136, SVBl. S. 226) – VORIS 22410 –

1. Beratungsbegriff

Gemäß § 4 Abs. 2 NSchG werden Schülerinnen und Schüler 

mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung durch in-
dividuell angepasste Maßnahmen unterstützt. Schulinterne 
sonderpädagogische Beratung kann sowohl für Lehrkräfte 
als auch für Schülerinnen und Schüler sowie deren Erzie-

hungsberechtigte und weitere in ihren Förderprozess einge-
bundene Personen erfolgen. 

Schulinterne sonderpädagogische Beratung zielt somit da-
rauf ab, die Rahmenbedingungen für die bestmögliche Ent-
wicklung der Schülerinnen und Schüler im Unterricht um-
fassend zu gestalten. Beobachtungen aus dem Unterricht 
sowie ggf. Ergebnisse sonderpädagogischer Diagnostik sind 
Bestandteile der schulinternen sonderpädagogischen Bera-

tung. Weiterhin schließt sie die Mitwirkung im Verfahren zur 
Feststellung eines Bedarfs an sonderpädagogischer Unter-
stützung mit ein.

2. Unterrichtseinsatz der Lehrkräfte

Für die sonderpädagogische Unterstützung sind gemäß Num-
mern 4 und 5.10 des weiterhin anzuwendenden Klassenbil-
dungserlasses der allgemein bildenden Schulen und gemäß 

Drittem Abschnitt, Nummer 3.8 des Bezugserlasses zusätzli-
che Lehrkräfte-Soll-Stunden vorgesehen. Die hierfür zur Ver-
fügung stehenden Lehrkräfte-Ist-Stunden sind grundsätzlich 
für eine Doppelbesetzung im Unterricht einzusetzen. 

Ein Bedarf an schulinterner sonderpädagogischer Beratung 
besteht jedoch auch im Zusammenhang mit Unterricht, in 
dem kein unterstützender Unterrichtseinsatz einer Lehrkraft 
nach Plan vorgesehen ist. Daher ist es erforderlich, einen 

Teil des Einsatzes der für den Unterricht gemäß Nummern 4 
und 5.10 des weiterhin anzuwendenden Klassenbildungser-
lasses der allgemein bildenden Schulen und gemäß Drittem 
Abschnitt, Nummer 3.8 des Bezugserlasses vorgesehenen 
Lehrkräfte abweichend zu gestalten. Dieser abweichende 
Unterrichtseinsatz dient der beobachtenden Teilnahme am 
Unterricht sowie ggf. der Durchführung von Maßnahmen der 
sonderpädagogischen Diagnostik als Grundlagen für die an-

schließende Beratung.

Dieser veränderte Unterrichtseinsatz soll im Jahresmittel in 
einem Umfang von rund einem Sechstel der gemäß Nummern 
4 und 5.10 des weiterhin anzuwendenden Klassenbildungs-
erlasses der allgemein bildenden Schulen und gemäß Drit-
tem Abschnitt, Nummer 3.8 des Bezugserlasses insgesamt 
für die Schule vorgesehenen Lehrkräfte-Soll-Stunden ermög-
licht werden. 


